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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Dr. René BRUCKNER als Vorsitzenden und den Richter Mag. 
Daniel LEITNER als Beisitzer über die Beschwerde des XXXX, StA. Kuba, vertreten durch Herrn XXXX und 
Frau XXXX, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 12.01.2010, Zl. 04 14.721-BAL, in 
nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 7 Abs. 1 Z 2, 8 Abs. 1 Z 2 und 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 mit der Maßgabe als 
unbegründet abgewiesen, dass der Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides wie folgt lautet: 
 

"II. Gemäß § 8 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 wird Ihnen der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf 
Ihren Herkunftsstaat KUBA nicht zuerkannt." 

Text 

Entscheidungsgründe: 
 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt 
 

I.1. Verfahrensgang 
 

1. Der Beschwerdeführer (in der Folge: Bf.) brachte am 20.07.2004 bei der Erstaufnahmestelle West des 
Bundesasylamtes (in der Folge: EAST West) einen Asylantrag gemäß § 3 des Asylgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 
76/1997 (in der Folge: AsylG 1997), persönlich ein. 
 

Das Bundesasylamt hat mit Bescheid vom 08.07.2005, Zl. 04 14.721-BAL, zugestellt am 15.07.2005, den 
Asylantrag gemäß § 7 AsylG 1997 abgewiesen (Spruchpunkt I.), die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung des Bf. nach Kuba gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 1997 für zulässig erklärt (Spruchpunkt II.) und den Bf. 
gemäß § 8 Abs. 2 AsylG 1997 aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgewiesen (Spruchpunkt III.). 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Bf. fristgerecht Berufung an den Unabhängigen Bundesasylsenat (in der Folge: 
UBAS). 
 

2. Der UBAS hat mit Bescheid vom 24.10.2007, Zl. 262.928/0/4E-XX/32/05, zugestellt am 29.10.2007, der 
Berufung stattgegeben und dem Bf. gemäß § 7 AsylG 1997 Asyl gewährt. Gleichzeitig wurde gemäß § 12 AsylG 
1997 festgestellt, dass dem Bf. damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft zukommt. 
 

3. Das Bundesasylamt hat mit Bescheid vom 12.01.2010, Zl. 04 14.721-BAL, dem Bf. den mit Bescheid des 
UBAS vom 24.10.2007, Zl. 262.928/0/4E-XX/32/05, zuerkannten Status des Asylberechtigten gemäß § 7 Abs. 1 
AsylG 2005 aberkannt und gemäß § 7 Abs. 3 AsylG 2005 festgestellt, dass dem Bf. die Flüchtlingseigenschaft 
kraft Gesetzes nicht mehr zukommt (Spruchpunkt I.), den Antrag auf internationalen Schutz des Bf. gemäß § 8 
Abs. 1 Z 1 iVm. § 2 Z 13 AsylG (2005) bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
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in Bezug auf den Herkunftsstaat Kuba abgewiesen (Spruchpunkt II.), sowie den Bf. gemäß § 10 Abs. 1 AsylG 
(2005) aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Kuba ausgewiesen (Spruchpunkt III.). 
 

Dieser Bescheid wurde dem in Kuba aufhältigen Bf. am 13.10.2010 im Wege der Österreichischen Botschaft 
Havanna (in der Folge: ÖB Havanna) persönlich zugestellt. 
 

4. Gegen den unter 3. genannten Bescheid richtet sich die am 27.01.2010 beim Bundesasylamt, Außenstelle Linz 
(in der Folge: BAL), fristgerecht eingelangte und mit 22.01.2010 datierte Beschwerde an den Asylgerichtshof. 
Darin beantragte der Bf., der Asylgerichtshof möge den angefochtenen Bescheid zur Gänze beheben und ihm 
neuerlich den Status des Asylberechtigten gemäß § 7 AsylG 1997 gewähren; feststellen, dass ihm kraft Gesetzes 
gemäß § 12 AsylG 1997 die Flüchtlingseigenschaft zukommt; in eventu gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 
feststellen, dass ihm der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Kuba 
zukomme; den Ausspruch über die Ausweisung aufheben und feststellen, dass die Ausweisung des Bf. aus dem 
österreichischen Bundesgebiet nach Kuba dauerhaft unzulässig sei; sowie eine mündliche Verhandlung 
durchführen. 
 

Gleichzeitig bevollmächtigte der Bf. seinen Schwager XXXX und seine Schwester XXXX, beide im 
gemeinsamen Haushalt in Österreich wohnhaft, gemäß § 10 AVG mit seiner umfassenden Vertretung, 
einschließlich Zustellungsvollmacht. 
 

Die gegenständliche Beschwerde und die bezughabenden Verwaltungsakten wurden dem Asylgerichtshof am 
29.01.2010 vom Bundesasylamt vorgelegt. 5. Die gegenständliche Beschwerde wurde dem nach der geltenden 
Geschäftsverteilung zuständigen Senat C9 des Asylgerichtshofes zur Entscheidung zugewiesen. 
 

I.2. Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens 
 

I.2.1. Beweisaufnahme 
 

Zur Feststellung des für die Entscheidung maßgebenden Sachverhaltes wurde im Rahmen des 
Ermittlungsverfahrens Beweis erhoben durch: 
 

Einsicht in die dem Asylgerichtshof vorgelegten Verwaltungsakten des Bundesasylamtes, beinhaltend unter 
anderem die schriftliche Stellungnahme des Bf. zur Verfahrensanordnung des Bundesasylamtes vom 29.12.2009, 
sowie die Beschwerde des Bf. (OZ 1). 
 

Einsicht in den Berufungsbescheid des UBAS vom 24.10.2007, Zl. 262.928/0/4E-XX/32/05. 
 

I.2.2. Ermittlungsergebnis (Sachverhalt) 
 

Der Asylgerichtshof geht auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens von folgendem für die 
Entscheidung maßgebenden Sachverhalt aus: 
 

1. Dem Bf. wurde mit Berufungsbescheid des UBAS vom 24.10.2007, Zl. 262.928/0/4E-XX/32/05, rechtskräftig 
Asyl gewährt und gleichzeitig festgestellt, dass dem Bf. damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft 
zukommt. 
 

2. Der Bf. ist seit XXXX mit XXXX, geb. XXXX in XXXX (Kuba), StA. Kuba, verheiratet. Die Eheschließung 
fand in Österreich vor dem Standesamt XXXX statt. Die Ehefrau des Bf. hielt sich von 24.09.2008 bis 
02.12.2008 mit einem Visum rechtmäßig in Österreich auf. Die Ehefrau des Bf. hat nach ihrer Rückkehr nach 
Kuba am XXXX bei der ÖB Havanna einen Erstantrag auf Erteilung einer "Niederlassungsbewilligung - 
beschränkt" eingebracht, welcher am 

XXXX von der ÖB Havanna an das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung als zuständige 
Aufenthaltsbehörde weitergeleitet wurde. Über diesen Antrag wurde bislang nicht entschieden. 
 

Der Bf. ist leiblicher Vater des minderjährigen XXXX, StA. Kuba, der sich ebenfalls in Kuba aufhält. Der Bf. 
hat nach seiner Rückkehr nach Kuba als gesetzlicher Vertreter seines mj. Sohnes bei der ÖB Havanna gemäß § 
35 Abs. 4 AsylG 2005 einen Einreiseantrag, Zl. XXXX, gestellt. Mit dem im Wege der ÖB Havanna 
übermittelten Schreiben des Bundesasylamtes wurde mitgeteilt, dass eine Asylgewährung für den mj. Sohn des 
Bf. nicht wahrscheinlich ist. 
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3. Der Bf. ist am 28.12.2009 über den Flughafen München (Deutschland) im Besitz eines am XXXX von der 
kubanischen Botschaft in Paris ausgestellten kubanischen Reisepasses (gültig bis XXXX) samt der im Reisepass 
ersichtlichen unbeschränkten Ein- und Ausreiseberechtigung in bzw. aus Kuba ("Habilitado para Entrar y Salir a 
la República de Cuba"), sowie im Besitz eines österreichischen Konventionsreisepasses freiwillig in seinen 
Heimatstaat Kuba zurückgekehrt. Der Bf. befindet sich derzeit in Kuba. 
 

4. Es konnte nicht festgestellt werden, dass der Bf. in Kuba mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einer 
Verfolgung aus asylrelevanten Gründen ausgesetzt ist. Auch sonstige Gründe, die einer Rückkehr des Bf. nach 
Kuba entgegen gestanden wären, konnten nicht festgestellt werden. 
 

II. Beweiswürdigung 
 

Der Beweiswürdigung liegen folgende maßgebende Erwägungen zugrunde: 
 

II.1. Zum Verfahrensgang 
 

Der Verfahrensgang ergibt sich aus den zur gegenständlichen Rechtssache vorliegenden Akten des 
Bundesasylamtes und des Asylgerichtshofes. 
 

II.2. Zum Sachverhalt 
 

1. Die Feststellung betreffend Asylgewährung durch Berufungsbescheid des UBAS entspricht dem Amtswissen 
des Asylgerichtshofes. 
 

2. Die Feststellung betreffend die aufrechte Ehe des Bf. mit seiner in Kuba aufhältigen Ehefrau ergibt sich aus 
dem Akteninhalt und der im Akt einliegenden österreichischen Heiratsurkunde des Standesamtes 

XXXX vom XXXX an deren Echtheit und Richtigkeit kein Grund zu zweifeln entstanden ist. 
 

Die Feststellung betreffend Vaterschaft des Bf. zu seinem mj. Sohn ergibt sich aus dem unstrittigen Akteninhalt. 
 

3. Die Feststellung betreffend rechtmäßige und freiwillige Rückkehr des Bf. in seinen Herkunftsstaat Kuba 
ergibt sich aus dem unzweifelhaften und vom Bf. in der Beschwerde nicht bestrittenen Akteninhalt. 
 

4. Die Feststellungen zu den Gründen des Bf. für die Rückkehr in seinen Herkunftsstaat Kuba stützen sich auf 
den unstrittigen Akteninhalt, die Stellungnahme des Bf. vom 12.01.2010 und die in der Beschwerde getroffenen 
Aussagen. 
 

Die belangte Behörde ist zu Recht davon ausgegangen, dass der Bf. in seinem Herkunftsstaat keiner 
asylrelevanten Verfolgung iSd. Genfer Flüchtlingskonvention ausgesetzt ist und auch sonst keine Gründe 
vorliegen, die einer Rückkehr in den Herkunftsstaat entgegen gestanden wären. Der Asylgerichtshof schließt sich 
den diesbezüglichen Ausführungen der belangten Behörde im gegenständlich angefochtenen Bescheid aus 
folgenden Erwägungen an: 
 

4.1. Der Bf. führte in seiner mit 12.01.2010 datierten Stellungnahme aus, dass er mit der Ausstellung eines 
kubanischen Reisepasses lediglich die Möglichkeit wahrgenommen hätte, seine Familie (Mutter, Sohn und 
Gattin) nach fünf Jahren wiederzusehen. Der kubanische Staat würde seit einiger Zeit den Emigranten 
Familienbesuche bis zu zwei Monaten gestatten. Er habe wegen seiner Emigration alle Staatsbürgerrechte 
verwirkt, von einer "Unterschutzstellung des Herkunftsstaates" könne daher keine Rede sein. Er sei nach wie vor 
Gegner dieses kubanischen Systems mit all seinen politischen Facetten. In Österreich habe sich der Bf. voll 
integriert. Es müsse aber verstanden werden, dass die Sehnsucht, seine in Kuba befindliche Familie 
wiederzusehen, immer größer geworden sei. 
 

4.2. Das Bundesasylamt begründete seine Entscheidung im Wesentlichen damit, dass der Bf. freiwillig mit 
einem kubanischen Reisepass in seinen Herkunftsstaat Kuba zurückgekehrt sei. Der Bf. könne sich in Kuba frei 
bewegen, was daraus ableitbar sei, dass er zweimal von seinem Heimatort XXXX nach Havanna gefahren sei. Es 
sei kein Grund ersichtlich, welcher es plausibel erscheinen ließe, dass der Bf. wider besseres Wissen in seinen 
Herkunftsstaat zurückkehren würde, wenn er tatsächlich wie im Asylverfahren angegeben, in Kuba um sein 
Leben fürchten würde. Der Einwand, dass er in Kuba alle Staatsbürgerrechte verloren hätte und damit rechnen 
müsste, aus Kuba nach Österreich abgeschoben zu werden, sei vollkommen absurd, zumal dem Bf. am XXXX 
von der kubanischen Botschaft in Paris ein Reisepass ausgestellt worden sei und eine Abschiebung eines 
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kubanischen Staatsbürgers nach Österreich dem Völkerrecht widersprechen würde. Es sei daher davon 
auszugehen, dass der Bf. ein kubanischer Staatsbürger mit allen ihm als solchem zustehenden Rechte sei, 
insbesondere das Recht, auf kubanischem Boden zu leben. 
 

Insoweit sich der Bf. darauf berufen würde, dass er seine Familie seit fünf Jahren nicht mehr gesehen hätte, so 
sei einzuwenden, dass die Gattin des Bf. von 24.09.2008 bis 02.12.2008 rechtmäßig in Österreich gewesen sei. 
Hätte der Bf. den Wunsch gehabt, seine Familie wiederzusehen, so hätte der Bf. jederzeit die Möglichkeit 
gehabt, sich um ein Besuchervisum für seine Angehörigen zu bemühen. Daher könne es der Bf. nicht mehr 
ablehnen, den Schutz von Kuba weiterhin in Anspruch zu nehmen. 
 

Eine mögliche Verfolgung oder Gefährdung des Bf. in Kuba könne - auch im Hinblick auf die aktuelle Lage in 
Kuba - daher nicht festgestellt werden. 
 

4.3. In der Beschwerde verwies der Bf. auf seine Stellungnahme vom 12.01.2010. Der Bf. ergänzte, dass der 
Grund für seine Rückkehr lediglich der Wunsch gewesen sei, seine Familie wiederzusehen. Dabei würde es sich 
aber nur um eine temporäre Rückkehr handeln. Als Gegner des kommunistischen Regimes in Kuba würde er 
sich niemals unter den Schutz seines Herkunftsstaates stellen. Er hätte lediglich einen Ausweis für eine 
Besuchsberechtigung für die Dauer von maximal zwei Monaten erhalten. Als Beweis, dass er die Absicht gehabt 
habe, wieder nach Österreich zurückzukehren, verwies der Bf. auf eine Arbeitsbestätigung, aus der man 
entnehmen könne, dass er seit 21.12.2009 im Urlaub sei und am 18.01.2010 seine Arbeit wieder antreten solle. 
 

5. Wie die belangte Behörde im angefochtenen Bescheid zu Recht ausgeführt hat, konnte der Bf. nicht glaubhaft 
machen, dass er in seinem Herkunftsstaat aktuell Gefahr laufen würde, aus den in der GFK genannten Gründen 
verfolgt zu werden. Auch andere Gründe, die einer Rückkehr des Bf. in den Herkunftsstaat entgegen gestanden 
wären, konnten im Verfahren nicht glaubhaft gemacht werden. Vielmehr ist davon auszugehen, dass der Bf. aus 
persönlichen Gründen (Rückkehr zu der in Kuba lebenden Familie) freiwillig in seinen Herkunftsstaat 
zurückgekehrt ist und sich auch weiterhin dort freiwillig aufhält. 
 

Dazu ist festzuhalten, dass der Bf. rechtmäßig im Besitz eines neu ausgestellten kubanischen Reisepasses in 
seinen Herkunftsstaat zurückgekehrt ist und bei seiner Einreise in Kuba und auch im weiteren Verlauf seines 
bisherigen Aufenthalts offenbar keinen Schwierigkeiten seitens der staatlichen Behörden Kubas begegnete. 
Anhaltspunkte dahingehend, dass der Bf. in Kuba einer konkreten Gefährdung, die von staatlichen Organen 
ausgehen würde, ausgesetzt wäre, sind nicht hervorgekommen. Das erscheint auch im Hinblick darauf, dass sich 
der Bf. nach seiner Einreise in Kuba offensichtlich frei und ungehindert bewegen kann, nicht wahrscheinlich. 
 

Der Einwand des Bf., dass er nur eine Aufenthaltsberechtigung für maximal zwei Monate in Kuba hätte, ist 
jedenfalls nicht nachvollziehbar, zumal im Reisepass des Bf. eine Ein- und Ausreiseberechtigung für Kuba 
ersichtlich ist, die jedoch - entgegen der Behauptung des Bf. - keinerlei Befristung aufweist. Es ist daher davon 
auszugehen, dass der Bf. sich auch dauerhaft in seinem Herkunftsstaat aufhalten darf. Die vom Bf. vorgebrachte 
"Gefahr", aus Kuba nach Ablauf von zwei Monaten nach Österreich abgeschoben zu werden, stellt eine vom Bf. 
nicht näher begründete Behauptung dar und entbehrt jeglicher Grundlage. 
 

II.3. Zur Lage im Herkunftsstaat 
 

1. Die von der belangten Behörde im gegenständlich angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen zur 
aktuellen Lage im Herkunftsstaat des Bf. ergeben sich aus den von ihr in das Verfahren eingebrachten aktuellen 
herkunftsstaatsbezogenen Erkenntnisquellen. Diese Quellen liegen dem Asylgerichtshof von Amts wegen vor. 
Die Feststellungen der belangten Behörde zur allgemeinen Lage im Herkunftsstaat stimmen mit dem 
Amtswissen des Asylgerichtshofes überein. 
 

Die belangte Behörde hat hierbei unbedenkliche Berichte verschiedener ausländischer Behörden, etwa die 
allgemein anerkannten Berichte des deutschen Auswärtigen Amtes und des US Department of State, ebenso 
herangezogen, wie auch von allgemein anerkannten und unabhängigen Nichtregierungsorganisationen, wie 
Amnesty International, Freedom House und Human Rights Watch. 
 

Angesichts der Seriosität und Plausibilität der angeführten Erkenntnisquellen sowie dem Umstand, dass die 
Berichte auf einer Vielzahl verschiedener, von einander unabhängiger Quellen beruhen und dennoch ein in den 
Kernaussagen übereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widersprüche darbieten, besteht kein Grund, an 
der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln. 
 



 Asylgerichtshof 01.03.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 5 von 15 

2. Dem Bf. wurde zu den von der belangten Behörde getroffenen allgemeinen Feststellungen zur Lage im 
Herkunftsstaat im Rahmen des Parteiengehörs die Möglichkeit einer diesbezüglichen Stellungnahme eingeräumt. 
 

Der Bf. ist seiner Stellungnahme vom 12.01.2010 jedoch weder den in das Verfahren eingeführten Quellen noch 
den auf diesen beruhenden und in dem Bescheid angeführten Feststellungen substanziiert entgegen getreten. 
 

3. Der Bf. im gesamten Verfahren keinerlei Gründe dargelegt, die an der Richtigkeit der Informationen zur Lage 
in seinem Herkunftsstaat Zweifel aufkommen ließen. 
 

III. Rechtliche Beurteilung 
 

Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

III.1. Anzuwendendes Recht 
 

1. In der gegenständlichen Rechtssache sind die Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBl. I 
Nr. 100/2005, in der geltenden Fassung anzuwenden. 
 

2. Weiters anzuwenden sind die Bestimmungen des Asylgerichtshofgesetzes (AsylGHG), BGBl. I Nr. 4/2008, 
und gemäß § 23 Abs. 1 AsylGHG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 
(AVG), BGBl. Nr. 51/1991, sowie die Bestimmungen des Zustellgesetzes (ZustG), BGBl. Nr. 200/1982, alle in 
der jeweils geltenden Fassung. 
 

Die maßgeblichen verfassungsrechtlichen Bestimmungen über die Einrichtung des Asylgerichtshofes finden sich 
in den Art. 129c ff. 

B-VG. 
 

3. Gemäß § 9 Abs. 1 AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die 
Entscheidung durch Einzelrichter oder verstärkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist. Gemäß § 61 Abs. 1 Z 1 
AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch 
Einzelrichter über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes. 
 

4. Da im gegenständlichen Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof kein Fall einer 
Einzelrichterzuständigkeit iSd. § 61 Abs. 3 AsylG 2005 vorgelegen ist, war die gegenständliche Rechtssache 
dem nach der Geschäftsverteilung des Asylgerichtshofes zuständigen Senat C9 zur Behandlung zuzuweisen. 
 

5. Gemäß § 66 Abs. 4 AVG iVm. § 23 Abs. 1 AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht 
als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Der Asylgerichtshof 
ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begründung seine Anschauung an die Stelle jener des 
Bundesasylamtes zu setzen und den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

6. Gemäß § 15 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 hat der Asylwerber am Verfahren nach diesem Bundesgesetz 
mitzuwirken und insbesondere ohne unnötigen Aufschub seinen Antrag zu begründen und alle zur Begründung 
des Antrags auf internationalen Schutz erforderlichen Anhaltspunkte über Nachfrage wahrheitsgemäß 
darzulegen. 
 

7. Gemäß § 18 Abs. 1 AsylG 2005 haben das Bundesasylamt und der Asylgerichtshof in allen Stadien des 
Verfahrens von Amts wegen darauf hinzuwirken, dass die für die Entscheidung erheblichen Angaben gemacht 
oder lückenhafte Angaben über die zur Begründung des Antrages geltend gemachten Umstände vervollständigt, 
die Beweismittel für die Angaben bezeichnet oder die angebotenen Beweismittel ergänzt und überhaupt alle 
Aufschlüsse gegeben werden, welche zur Begründung des Antrages notwendig erscheinen. Erforderlichenfalls 
sind Beweismittel auch von Amts wegen beizuschaffen. 
 

Gemäß § 18 Abs. 2 AsylG 2005 ist im Rahmen der Beurteilung der Glaubwürdigkeit des Vorbringens eines 
Asylwerbers auf die Mitwirkung im Verfahren Bedacht zu nehmen. 
 

8. Gemäß § 40 Abs. 1 AsylG 2005 dürfen in einer Beschwerde gegen eine Entscheidung des Bundesasylamtes 
neue Tatsachen und Beweismittel nur vorgebracht werden, wenn sich der Sachverhalt, der der Entscheidung zu 
Grund gelegt wurde, nach der Entscheidung erster Instanz maßgeblich geändert hat (Z 1); wenn das Verfahren 
erster Instanz mangelhaft war (Z 2); wenn diese dem Asylwerber bis zum Zeitpunkt der Entscheidung erster 
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Instanz nicht zugänglich waren (Z 3); oder wenn der Asylwerber nicht in der Lage war, diese vorzubringen (Z 
4). Gemäß § 40 Abs. 2 AsylG 2005 muss über die Zulässigkeit des Vorbringens neuer Tatsachen und Beweise 
nicht entschieden werden, wenn diese für die Entscheidung des Asylgerichtshofes nicht maßgeblich sind. 
 

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat bereits zu dem in § 20 AsylG 1991 ähnlich formulierten 
Neuerungsverbot die Verfassungskonformität eines solchen Neuerungsverbots im Hinblick auf die 
Erforderlichkeit einer vom AVG abweichenden Regelung nach Art. 11 Abs. 2 B-VG und auf das 
Rechtsstaatsgebot ausgesprochen. Der VfGH hat diesbezüglich ausgeführt, dass es auch gerechtfertigt ist, das 
Ermittlungsverfahren beim Bundesasylamt als Behörde erster Instanz, die über besonders spezialisierte und 
sachkundige Bedienstete zu verfügen hat, zu konzentrieren. Vom AVG abweichende Bestimmungen, die 
sicherstellen, dass der Asylwerber am Verfahren mitwirkt, sachdienliches Vorbringen - nach Belehrung durch 
die Behörde - zu einem möglichst frühen Zeitpunkt erstattet und nicht durch späteres Vorbringen das Verfahren 
verzögern kann, stehen im Zusammenhang mit der Begünstigung der vorläufigen Berechtigung zum Aufenthalt 
und sind zur Sicherstellung der Mitwirkung der Antragsteller am Verfahren unerlässlich. Solche Bestimmungen 
entsprechen der Besonderheit des Asylverfahrens (VfGH 29.08.1994, VfSlg. 13.838). 
 

Zu dem in § 32 Abs. 1 AsylG 1997 verankerten Neuerungsverbot hat der VfGH - nach Aufhebung der Wortfolge 
"auf Grund medizinisch belegbarer Traumatisierung" - ausgesprochen, dass dem Anliegen des Gesetzgebers, 
Missbräuchen vorzubeugen, auch dadurch Rechnung getragen ist, dass Ausnahmen vom Neuerungsverbot auf 
die in den Ziffern 1 bis 3 leg. cit. genannten und auf jene Fälle beschränkt werden, in denen der Asylwerber aus 
Gründen, die nicht als mangelnde Mitwirkung am Verfahren zu werten sind, nicht in der Lage war, Tatsachen 
und Beweismittel bereits in erster Instanz vorzubringen. Somit bleibt nach Aufhebung der genannten Wortfolge 
in Z 4 leg. cit. vom Neuerungsverbot ein Vorbringen erfasst, mit dem ein Asylwerber das Verfahren 
missbräuchlich zu verlängern versucht (VfGH 15.10.2004, G 237/03 u.a.). 
 

9. Gemäß § 41 Abs. 7 AsylG 2005 kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus 
der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen 
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 67d AVG. 
 

Zur Vorgängerbestimmung Art. II Abs. 2 Z 43a EGVG (aufgehoben durch das Asylgerichtshof-
Einrichtungsgesetz, BGBl. I Nr. 4/2008) hat der Verwaltungsgerichtshof in seiner bisherigen Judikatur - jeweils 
in Bezug auf eine durch § 67d AVG in der Fassung vor der Novelle begründete Verhandlungspflicht - u.a. 
ausgesprochen, die Voraussetzung eines aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung geklärten 
Sachverhaltes sei nicht erfüllt, wenn die erstinstanzliche Beweiswürdigung in der Berufung substanziiert 
bekämpft wird oder der Berufungsbehörde ergänzungsbedürftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig 
erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehörde ihre 
Entscheidung auf zusätzliche Ermittlungsergebnisse stützen will (vgl. zum Erfordernis einer schlüssigen 
Beweiswürdigung im erstinstanzlichen Bescheid und zur Verhandlungspflicht bei Neuerungen schon die 
Erkenntnisse vom 11.11.1998, Zl. 98/01/0308, und vom 21.01.1999, Zl. 98/20/0339; zur Bekämpfung der 
Beweiswürdigung in der Berufung die Erkenntnisse vom 25.03.1999, Zl. 98/20/0577, und vom 22.04.1999, Zl. 
98/20/0389; zum Abgehen von der erstinstanzlichen Beweiswürdigung das Erkenntnis vom 18.02.1999, Zl. 
98/20/0423; zu Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens das Erkenntnis vom 25.03.1999, Zl. 98/20/0475). 
 

10. Dem angefochtenen Bescheid ist ein umfassendes Ermittlungsverfahren durch das Bundesasylamt 
vorangegangen und schließt sich der Asylgerichtshof aus den oben dargelegten Erwägungen den dort getroffenen 
Ergebnissen vollinhaltlich an. Für die in der Beschwerde geltend gemachte Mangelhaftigkeit des Verfahrens 
ergeben sich aus der Sicht des Asylgerichtshofes keinerlei Anhaltspunkte. Vielmehr wurde den in § 39 Abs. 2 
und § 45 Abs. 2 AVG normierten Grundsätzen der Amtswegigkeit, der freien Beweiswürdigung und der 
Erforschung der materiellen Wahrheit entsprochen. 
 

Von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung wurde abgesehen, da im Sinne des § 41 Abs. 7 AsylG 
2005 der Sachverhalt im Verfahren vor Asylgerichtshof dann als aus der Aktenlage in Verbindung mit der 
Beschwerde geklärt anzusehen ist, wenn er nach Durchführung eines ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahrens 
unter schlüssiger Beweiswürdigung des Bundesasylamtes festgestellt wurde und in der Beschwerde kein dem 
Ergebnis des Ermittlungsverfahrens der belangten Behörde entgegen stehender oder darüber hinaus gehender 
Sachverhalt in konkreter Weise behauptet wird. 
 

Der Asylgerichtshof erachtet diese Voraussetzungen als erfüllt, da die Betrachtung des von der belangten 
Behörde durchgeführten Ermittlungsverfahrens nicht den geringsten Zweifel an der fehlenden Asylrelevanz der 
Angaben der beschwerdeführenden Partei zu den Gründen für das Verlassen des Herkunftsstaates aufkommen 
lässt und auch in der Beschwerde keine Angaben gemacht wurden, die geeignet gewesen wären, diese 
Betrachtung zu entkräften oder die Beurteilung der belangten Behörde zweifelhaft erscheinen zu lassen. Daran 
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ändert auch ein in der Beschwerde gestellter Antrag nichts, eine mündliche Verhandlung durchzuführen (vgl. 
VwGH 17.10.2006, Zl. 2005/20/0329; 

23.11.2006, Zl. 2005/20/0406; 23.11.2006, Zl. 2005/20/0477; 

23.11.2006, Zl. 2005/20/0517; 23.11.2006, Zl. 2005/20/0551; 

23.11.2006, Zl. 2005/20/0579). Mit der Behauptung, die Angaben der beschwerdeführenden Partei seien 
entgegen der Auffassung des Bundesasylamtes "wahr", wird zwar die Annahme des angefochtenen Bescheides 
bestritten, die Sachverhaltsgrundlage sei nicht im Sinne der Angaben der beschwerdeführenden Partei 
festzustellen, jedoch genügt wie im gegenständlichen Fall eine bloße - d.h. nicht konkrete und nicht 
substanziierte - Bestreitung des Sachverhaltes und der Beweiswürdigung der belangten Behörde nicht, um mit 
dieser Behauptung durchzudringen und die Durchführung einer mündlichen Beschwerdeverhandlung zu 
erreichen. 
 

III.2. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides 
 

1. Gemäß § 7 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden der Status des Asylberechtigten von Amts wegen mit 
Bescheid abzuerkennen, wenn 
 

ein Asylausschlussgrund nach § 6 vorliegt; 
 

einer der in Art. 1 Abschnitt C der Genfer Flüchtlingskonvention angeführten Endigungsgründe eingetreten ist 
oder 
 

der Asylberechtigte den Mittelpunkt seiner Lebensbeziehungen in einem anderen Staat hat. 
 

Gemäß § 7 Abs. 2 AsylG 2005 ist ein Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten jedenfalls 
einzuleiten, wenn der Fremde straffällig geworden ist (§ 2 Abs. 3) und das Vorliegen der Voraussetzungen 
gemäß Abs. 1 wahrscheinlich ist. 
 

Gemäß § 7 Abs. 3 AsylG 2005 kann das Bundesasylamt einem Fremden, der nicht straffällig geworden ist (§ 2 
Abs. 3), den Status eines Asylberechtigten gemäß Abs. 1 Z 2 nicht aberkennen, wenn die Aberkennung durch 
das Bundesasylamt - wenn auch nicht rechtskräftig - nicht innerhalb von fünf Jahren nach Zuerkennung erfolgt 
und der Fremde seinen Hauptwohnsitz im Bundesgebiet hat. Kann nach dem ersten Satz nicht aberkannt werden, 
hat das Bundesasylamt die nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG) zuständige 
Aufenthaltsbehörde vom Sachverhalt zu verständigen. Teilt diese dem Bundesasylamt mit, dass sie dem 
Fremden einen Aufenthaltstitel rechtskräftig erteilt hat, kann auch einem solchen Fremden der Status eines 
Asylberechtigten gemäß Abs. 1 Z 2 aberkannt werden. 
 

Gemäß § 7 Abs. 4 AsylG 2005 ist die Aberkennung nach Abs. 1 Z 1 und 2 mit der Feststellung zu verbinden, 
dass dem Betroffenen die Flüchtlingseigenschaft kraft Gesetzes nicht mehr zukommt. Dieser hat nach 
Rechtskraft der Aberkennung der Behörde Ausweise und karten, die den Status des Asylberechtigten oder die 
Flüchtlingseigenschaft bestätigen, zurückzustellen. 
 

2. Gemäß Art. 1 Abschnitt C der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge in der Fassung des 
Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (in der Folge: Genfer Flüchtlingskonvention - GFK), BGBl. 
Nr. 55/1955 und 78/1974, wird dieses Abkommen auf eine Person, die unter die Bestimmungen des Abschnittes 
A fällt, nicht mehr angewendet werden, wenn sie 
 

sich freiwillig wieder unter den Schutz ihres Heimatlandes gestellt hat; oder 
 

die verlorene Staatsangehörigkeit freiwillig wieder erworben hat; oder 
 

eine andere Staatsangehörigkeit erworben hat und den Schutz des neuen Heimatlandes genießt; oder 
 

sich freiwillig in dem Staat, den sie aus Furcht vor Verfolgung verlassen oder nicht betreten hat, niedergelassen 
hat; oder 
 

wenn die Umstände, auf Grund deren sie als Flüchtling anerkannt worden ist, nicht mehr bestehen und sie daher 
nicht weiterhin ablehnen kann, sich unter den Schutz ihres Heimatlandes zu stellen. Die Bestimmungen der Z 5 
sind nicht auf die in Z 1 des Abschnittes A dieses Artikels genannten Flüchtlinge anzuwenden, wenn sie die 
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Inanspruchnahme des Schutzes durch ihr Heimatland aus triftigen Gründen, die auf frühere Verfolgungen 
zurückgehen, ablehnen; 
 

staatenlos ist und die Umstände, auf Grund deren sie als Flüchtling anerkannt worden ist, nicht mehr bestehen, 
sie daher in der Lage ist, in ihr früheres Aufenthaltsland zurückzukehren. Die Bestimmungen der Z 6 sind jedoch 
auf die in Z 1 des Abschnittes A dieses Artikels genannten Personen nicht anzuwenden, wenn sie die 
Inanspruchnahme des Schutzes durch ihr früheres Aufenthaltsland aus triftigen Gründen, die auf frühere 
Verfolgungen zurückgehen, ablehnen. 
 

3. Gemäß Art. 14 Abs. 1 der Richtlinie 2004/83/EG (sog. Status-Richtlinie) erkennen die Mitgliedstaaten bei 
Anträgen auf internationalen Schutz, die nach Inkrafttreten dieser Richtlinie gestellt wurden, einem 
Drittstaatsangehörigen oder einem Staatenlosen die von einer Regierungs- oder Verwaltungsbehörde, einem 
Gericht oder einer gerichtsähnlichen Behörde zuerkannte Flüchtlingseigenschaft ab, beenden diese oder lehnen 
ihre Verlängerung ab, wenn er gemäß Art. 11 nicht länger Flüchtling ist. 
 

In Übereinstimmung mit Art. 1 Abschnitt C GFK bestimmt Art. 11 Abs. 1 Status-Richtlinie, dass ein 
Drittstaatsangehöriger nicht mehr Flüchtling ist, wenn er 
 

sich freiwillig erneut dem Schutz des Landes, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, unterstellt; 
 

nach dem Verlust seiner Staatsangehörigkeit diese freiwillig wiedererlangt hat; 
 

eine neue Staatsangehörigkeit erworben hat und den Schutz des Landes, dessen Staatsangehörigkeit er erworben 
hat, genießt; 
 

freiwillig in das Land, das er aus Furcht vor Verfolgung verlassen hat oder außerhalb dessen er sich befindet, 
zurückgekehrt ist und sich dort niedergelassen hat; 
 

nach Wegfall der Umstände, aufgrund deren er als Flüchtling anerkannt worden ist, es nicht mehr ablehnen kann, 
den Schutz des Landes in Anspruch zu nehmen, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt; 
 

als eine Person, die keine Staatsangehörigkeit besitzt, nach Wegfall der Umstände, aufgrund deren er als 
Flüchtling erkannt wurde, in der Lage ist, in das Land zurückzukehren, in dem er seien gewöhnlichen Wohnsitz 
hatte. 
 

Gemäß Art. 11 Abs. 2 Status-Richtlinie haben die Mitgliedstaaten bei der Prüfung von Abs. 1 lit. e und f zu 
untersuchen, ob die Veränderung der Umstände erheblich und nicht nur vorübergehend ist, so dass die Furcht 
des Flüchtlings vor Verfolgung nicht länger als begründet angesehen werden kann. 
 

4. Eine Person stellt sich dann im Sinne des Art. 1 Abschnitt C Z 1 freiwillig wieder unter den Schutz ihres 
Heimatstaates, wenn sie Dienste des Heimatstaates wieder in Anspruch nimmt, etwa wenn sie die Dienste der 
Heimatbehörden in irgendeiner Weise aus freiem Willen gebraucht oder Wohltaten des Heimatstaates, die für 
seine Zugehörigen bestimmt sind, genießt. Dies ist insbesondere der Fall, wenn diese Person aus eigenem die 
Ausstellung eines Reisepasses oder eines Staatsbürgerschaftsnachweises beantragt und sie dieses Dokument 
übernimmt oder wenn sie die Verlängerung oder Erweiterung des Gültigkeitsbereiches des Reisepasses oder des 
Staatsbürgerschaftsnachweises beantragt (vgl. VwGH 25.11.1994, Zl. 94/19/0032; 02.03.1995, Zl. 94/19/0432; 
15.05.2003, Zl. 2001/01/0499; siehe auch Feßl/Holzschuster, Asylgesetz 2005 - Kommentar [2006] 260 ff). 
 

Die erfolgreiche Beantragung eines Reisepasses ist eine typische Form der Unterschutzstellung im Sinne dieser 
Bestimmung und grundsätzlich ausreichend, um ihren Tatbestand zu erfüllen (zur Auslegung dieser Bestimmung 
kann vor allem das UNHCR-Handbuch über Verfahren und Kriterien zur Feststellung der Flüchtlingseigenschaft 
vom September 1979, Rz 120 bis 124, herangezogen werden). Wenn ein Flüchtling einen Reisepass seines 
Heimatstaates oder auch lediglich dessen Erneuerung oder Verlängerung beantragt, und diesen Reisepass dann 
auch übernimmt, so lässt dies darauf schließen, dass er die Absicht hat, erneut den Schutz des Landes seiner 
Staatsangehörigkeit in Anspruch zu nehmen, es sei denn, er kann Beweise vorbringen, die diese Annahme 
widerlegen (UNHCR-Handbuch, Rz 121). 
 

Nach ständiger Rechtsprechung des VwGH muss die Ausstellung eines Reisepasses (auf Grund der dieser 
zugrunde liegenden Antragstellung) als eine der Formen angesehen werden - sofern nicht im konkreten 
Einzelfall ein dieser rechtlichen Beurteilung entgegen stehender Sachverhalt aufgezeigt wird -, mit denen ein 
Staat seinen Angehörigen Schutz gewährt. Die Mentalreservation des Betroffenen, dass er sich mit dieser 
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Antragstellung nicht unter den Schutz seines Heimatstaates begeben wollte - etwa durch eine Rückkehr in seinen 
Heimatstaat -, beeinträchtigt jedoch nicht die freie Willensbildung. Unter Freiwilligkeit ist vorrangig das Fehlen 
von physischen und psychischen Zwängen zu verstehen. Ist aber die Willensbildung frei von solchen Zwängen 
gewesen, ist der Fremde auch für das von ihm gewollte Tun (die Antragstellung auf Ausstellung eines 
Reisepasses) verantwortlich; diese entfaltet dann auch gegen ihn Wirkungen (VwGH 27.06.1995, Zl. 
94/20/0546; 20.12.1995, Zl. 95/01/0441; weiters 24.10.1996, Zl. 96/20/0587 mwN; 29.10.1998, Zl. 96/20/0820). 
 

Das Fehlen einer Absicht, sich unter den Schutz seines Heimatstaates zu begeben, ist ebenso unmaßgeblich wie 
ein Fortbestand der Fluchtgründe als solcher, wenn die darauf gegründete Furcht den Betroffenen nicht mehr 
davon abhält, den Schutz seines Heimatstaates in der erwähnten Weise in Anspruch zu nehmen. Was im 
Einzelfall zu einem anderen Ergebnis führen kann, sind vor allem Umstände, die die Freiwilligkeit des zu 
beurteilenden Verhaltens in Frage stellen (VwGH 24.10.1996, Zl. 96/20/0587; 29.10.1998, Zl. 96/20/0820; 
UNHCR-Handbuch, Rz 120 und 124). 
 

5. Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich, dass die 
Voraussetzungen für die Aberkennung des Status des Asylberechtigten vorliegen und die belangte Behörde im 
gegenständlich angefochtenen Bescheid dem Bf. den bislang innegehabten Status des Asylberechtigten zu Recht 
von Amts wegen aberkannt hat: 
 

5.1. Die aktuelle Gefahr einer Verfolgung aus asylrelevanten Gründen im Herkunftsstaat konnte vom Bf. nicht 
glaubhaft gemacht werden. Der Bf. ist vielmehr aus persönlichen Gründen freiwillig und unter Verwendung des 
ihm von einer Behörde des Herkunftsstaates auf seinen Antrag ausgestellten Reisepasses rechtmäßig in seinen 
Herkunftsstaat zurückgekehrt. Der Bf. ist nach wie vor freiwillig in Kuba bei seiner Familie aufhältig. 
 

5.2. Der Bf. hat sich durch die Beantragung und Übernahme eines kubanischen Reisepasses und durch die 
freiwillige und rechtmäßige Rückkehr in seinen Herkunftsstaat freiwillig wieder unter den Schutz seines 
Herkunftsstaates gestellt. Anhaltspunkte dahingehend, dass sich der Bf. nicht freiwillig der Dienste der Behörden 
seines Heimatstaates bedient und sich damit nicht freiwillig dem Schutz seines Heimatstaates unterstellt hätte, 
sind nicht hervorgekommen und wurden auch nicht behauptet. 
 

Der Bf. hat damit die Voraussetzungen des Endigungsgrundes des Art. 1 Abschnitt C Z 1 GFK erfüllt. 
 

5.3 Die Aberkennung des Status des Asylberechtigten und der gesetzlich anerkannten Flüchtlingseigenschaft mit 
dem gegenständlich angefochtenen Bescheid des Bundesasylamtes vom 12.01.2010, zugestellt am 13.01.2010, 
ist gemäß § 7 Abs. 3 AsylG 2005 innerhalb von fünf Jahren nach der rechtskräftigen Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten mit Bescheid des UBAS vom 24.10.2007, Zl. 262.928/0/4E-XX/32/05, zugestellt am 
29.10.2007, erfolgt. 
 

6. Da alle gesetzlichen Voraussetzungen für die amtswegige Aberkennung des Status des Asylberechtigten durch 
das Bundesasylamt vorliegen, war die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides gemäß § 
7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 (iVm. Art. 1 Abschnitt C Z 1 GFK) als unbegründet abzuweisen. 
 

7. Gemäß § 7 Abs. 4 AsylG 2005 war im angefochtenen Bescheid zu Recht festzustellen, dass dem Bf. die 
Flüchtlingseigenschaft kraft Gesetzes nicht mehr zukommt. 
 

III.3. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides 
 

1. Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz 
gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird (Z 1), 
oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist (Z 2), der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden 
in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle 
Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des 
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
 

Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der Aberkennung des Status 
des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden. Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG 2005 sind Anträge auf internationalen 
Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine 
innerstaatliche Fluchtalternative im Sinne des § 11 offen steht. 
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Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
nicht schon mangels einer Voraussetzung gemäß Abs. 1 oder aus den Gründen des Abs. 3 oder 6 abzuweisen, so 
hat gemäß § 8 Abs. 3a AsylG 2005 idF FrÄG 2009 eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein 
Aberkennungsgrund gemäß § 9 Abs. 2 AsylG 2005 idF FrÄG 2009 vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit der 
Feststellung zu verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen 
Herkunftsstaat unzulässig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder 
der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte 
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 
oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. Dies gilt sinngemäß auch für die Feststellung, dass der 
Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist. 
 

2. Der Asylgerichtshof hat somit vorerst zu klären, ob im Falle der Rückführung des Fremden in seinen 
Herkunftsstaat Art. 2 EMRK (Recht auf Leben), Art. 3 EMRK (Verbot der Folter), das Protokoll Nr. 6 zur 
EMRK über die Abschaffung der Todesstrafe oder das Protokoll Nr. 13 zur EMRK über die vollständige 
Abschaffung der Todesstrafe verletzt werden würde. Der Verwaltungsgerichtshof hat in ständiger, noch zum 
Refoulementschutz nach der vorigen Rechtslage ergangenen, aber weiterhin gültigen Rechtsprechung erkannt, 
dass der Antragsteller das Bestehen einer solchen Bedrohung glaubhaft zu machen hat, wobei diese aktuelle 
Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffende, durch entsprechende 
Bescheinigungsmittel untermauerte Angaben darzutun ist (VwGH 23.02.1995, Zl. 95/18/0049; 05.04.1995, Zl. 
95/18/0530; 04.04.1997, Zl. 95/18/1127; 26.06.1997, ZI. 95/18/1291; 02.08.2000, Zl. 98/21/0461). Diese 
Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstände, die in der Sphäre des 
Asylwerbers gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 
30.09.1993, Zl. 93/18/0214). 
 

Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der 
Frage des Asyls bestehen (VwGH 08.06.2000, Zl. 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits längere Zeit 
zurückliegen, sind daher nicht geeignet, die Feststellung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht 
besondere Umstände hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, Zl. 
98/01/0122; 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). 
 

Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete Gefahr möglicher 
Konsequenzen für den Betroffenen ("a sufficiently real risk") im Zielstaat zu verstehen (VwGH 19.02.2004, Zl. 
99/20/0573; auch ErläutRV 952 BlgNR 22. GP zu § 8 AsylG 2005). Die reale Gefahr muss sich auf das gesamte 
Staatsgebiet beziehen und die drohende Maßnahme muss von einer bestimmten Intensität sein und ein 
Mindestmaß an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Artikels 3 EMRK zu gelangen (zB 
VwGH 26.06.1997, Zl. 95/21/0294; 25.01.2001, Zl. 2000/20/0438; 30.05.2001, Zl. 97/21/0560). 
 

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben 
wird - auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der konkreten 
Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewährleisteten Rechte ausgesetzt wäre, so kann dies der 
Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegen stehen. Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle 
Bewohner des Staates in gleicher Weise zu erdulden hätten, könne nicht als Bedrohung im Sinne des § 57 Abs. 1 
FrG (nunmehr: § 50 Abs. 1 FPG bzw. § 8 Abs. 1 AsylG 2005) gewertet werden, trifft nicht zu (VwGH 
25.11.1999, Zl. 99/20/0465; 08.06.2000, Zl. 99/20/0203; 17.09.2008, Zl. 2008/23/0588). Selbst wenn infolge 
von Bürgerkriegsverhältnissen letztlich offen bliebe, ob überhaupt noch eine Staatsgewalt bestünde, bliebe als 
Gegenstand der Entscheidung nach § 8 AsylG 1997 iVm. § 57 Abs. 1 FrG (nunmehr: § 8 Abs. 1 AsylG 2005) 
die Frage, ob stichhaltige Gründe für eine Gefährdung des Fremden in diesem Sinne vorliegen (VwGH 
08.06.2000, Zl. 99/20/0203). Die bloße Möglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in 
jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genügt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat unter 
dem Gesichtspunkt des § 57 FrG (nunmehr: § 50 Abs. 1 FPG bzw. § 8 Abs. 1 AsylG 2005) als unzulässig 
erscheinen zu lassen; vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade der Betroffene einer 
derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde (VwGH 27.02.2001, Zl. 98/21/0427; 20.06.2002, Zl. 2002/18/0028). 
 

Bei außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten im Herkunftsstaat kann nach der 
ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) die 
Außerlandesschaffung eines Fremden nur dann eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellen, wenn im konkreten 
Fall außergewöhnliche Umstände ("exceptional circumstances") vorliegen (EGMR 02.05.1997, D. gg. 
Vereinigtes Königreich, Zl. 30240/96; 06.02.2001, Bensaid, Zl. 44599/98; vgl. auch VwGH 21.08.2001, Zl. 
2000/01/0443). Unter "außergewöhnlichen Umständen" können auch lebensbedrohende Ereignisse (zB Fehlen 
einer unbedingt erforderlichen medizinischen Behandlung bei unmittelbar lebensbedrohlicher Erkrankung) ein 
Abschiebungshindernis im Sinne des Art. 3 EMRK iVm. § 8 Abs. 1 AsylG 2005 bzw. § 50 Abs. 1 FPG bilden, 
die von den Behörden des Herkunftsstaates nicht zu vertreten sind (EGMR 02.05.1997, D. gg. Vereinigtes 
Königreich; vgl. VwGH 21.08.2001, Zl. 2000/01/0443; 
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13.11.2001, Zl. 2000/01/0453; 09.07.2002, Zl. 2001/01/0164; 

16.07.2003, Zl. 2003/01/0059). 
 

Nach Ansicht des VwGH ist am Maßstab der Entscheidungen des EGMR zu Art. 3 EMRK für die Beantwortung 
der Frage, ob die Abschiebung eines Fremden eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellt, unter anderem zu 
klären, welche Auswirkungen physischer und psychischer Art auf den Gesundheitszustand des Fremden als reale 
Gefahr ("real risk") - die bloße Möglichkeit genügt nicht - damit verbunden wären (VwGH 23.09.2004, Zl. 
2001/21/0137). 
 

3. Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich, dass die 
Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 
2005 nicht gegeben sind: 
 

3.1. Dass der Bf. im Falle der Rückkehr in den Herkunftsstaat Folter, einer erniedrigenden oder unmenschlichen 
Behandlung oder Strafe ausgesetzt sein könnte, konnte im Rahmen des Ermittlungsverfahrens nicht festgestellt 
werden. 
 

Selbst wenn im Herkunftsstaat die Todesstrafe als gesetzliche Strafsanktion für besonders schwere Straftaten 
vorgesehen ist, so hat sich auf Grund der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens kein reales Risiko ergeben, dass 
der Bf. im Herkunftsstaat einer dem 6. bzw. 13. Zusatzprotokoll zur EMRK widerstreitenden Behandlung 
unterworfen werden würde. 
 

3.2. Beim Bf. handelt es sich um einen arbeitsfähigen und gesunden Mann, bei welchem die grundsätzliche 
Teilnahmemöglichkeit am Erwerbsleben vorausgesetzt werden kann. Er wird daher im Herkunftsstaat in der 
Lage sein, sich mit der bislang ausgeübten Tätigkeit oder gegebenenfalls mit anderen Tätigkeiten ein 
ausreichendes Einkommen zu erwirtschaften. 
 

Darüber hinaus kann davon ausgegangen werden, dass dem Bf. im Fall der Rückkehr im Rahmen des 
Familienverbandes eine ausreichende wirtschaftliche und soziale Unterstützung zuteil wird 
 

Eine die physische Existenz nur unzureichend sichernde Versorgungssituation im Herkunftsstaat, die im 
Einzelfall eine Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewährleisteten Rechte darstellen würde (vgl. VwGH 
21.08.2001, 2000/01/0443; 13.11.2001, 2000/01/0453; 18.07.2003, 2003/01/0059), liegt nicht vor. 
 

3.3. Auf Grund der eben dargelegten Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in 
den Herkunftsstaat erübrigt sich eine weitere Prüfung hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen gemäß §§ 
8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 idF FrÄG 2009. 
 

4. Durch eine Rückführung in den Herkunftsstaat würde der Bf. somit nicht in Rechten nach Art. 2 und 3 der 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europäische Menschenrechtskonvention - 
EMRK), BGBl. Nr. 210/1958 idgF, oder ihren relevanten Zusatzprotokollen Nr. 6 über die Abschaffung der 
Todesstrafe, BGBl. Nr. 138/1985 idgF, und Nr. 13 über die vollständige Abschaffung der Todesstrafe, BGBl. III 
Nr. 22/2005 idgF, verletzt werden. Weder droht dem Bf. im Herkunftsstaat durch direkte Einwirkung noch durch 
Folgen einer substanziell schlechten oder nicht vorhandenen Infrastruktur ein reales Risiko einer Verletzung der 
oben genannten von der EMRK gewährleisteten Rechte. 
 

Eine solche Gefahr hat der Bf. weder behauptet, noch ist diese im Rahmen des Ermittlungsverfahrens 
hervorgekommen, notorisch oder amtsbekannt. Dasselbe gilt für die reale Gefahr, der Todesstrafe unterworfen 
zu werden. 
 

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides gemäß § 8 Abs. 1 Z 2 AsylG 
2005 als unbegründet abzuweisen. 
 

5. In Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides hat die belangte Behörde ausgesprochen, dass der Antrag 
auf internationalen Schutz des Bf. gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 iVm. § 2 Z 13 AsylG (2005) bezüglich der 
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Kuba abgewiesen 
werde. 
 

Diesbezüglich ist festzuhalten, dass der Bf. einen Antrag auf internationalen Schutz iSd. § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 
2005 gar nicht gestellt hat. Das gegenständliche Asylaberkennungsverfahren wurde von der belangten Behörde 



 Asylgerichtshof 01.03.2010 

www.ris.bka.gv.at  Seite 12 von 15 

gemäß § 7 von Amts wegen eingeleitet. Die in Spruchpunkt II. angeführte Rechtsnorm des § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 
2005 ist im gegenständlichen Fall nicht anwendbar. 
 

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides mit der Maßgabe als 
unbegründet abzuweisen, dass dem Bf. gemäß § 8 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Kuba nicht zuerkannt wird. 
 

III.4. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides 
 

1. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung 
zu verbinden, wenn der einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur 
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten kommt, und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 
AsylG 2005 idF FrÄG 2009 vorliegt. 
 

Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG 2005 sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn dem Fremden im Einzelfall 
ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt (Z 1) oder diese eine Verletzung des Art. 
8 EMRK darstellen würden (Z 2). Gemäß § 10 Abs. 2 Z 2 leg. cit. idF BGBl. I Nr. 29/2009 sind dabei 
insbesondere zu berücksichtigen: 
 

die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war; 
 

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens; 
 

die Schutzwürdigkeit des Privatlebens; 
 

der Grad der Integration; 
 

die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden; 
 

die strafgerichtliche Unbescholtenheit; 
 

Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts; 
 

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren. 
 

Gemäß § 10 Abs. 3 AsylG 2005 ist die Durchführung einer Ausweisung für die notwendige Zeit aufzuschieben, 
wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung 
von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer sind. 
 

Gemäß § 10 Abs. 4 AsylG 2005 gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemäß Abs. 1 Z 1 verbunden 
ist, stets auch als Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den 
betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzüglich auszureisen. 
 

Gemäß § 10 Abs. 5 AsylG 2005 ist über die Zulässigkeit der Ausweisung jedenfalls begründet, insbesondere im 
Hinblick darauf, ob diese gemäß § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit 
einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und 
Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im 
Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht 
oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff NAG) verfügen, unzulässig wäre. 
 

Gemäß § 10 Abs. 6 AsylG 2005 bleiben Ausweisungen nach § 10 Abs. 1 AsylG 2005 binnen 18 Monaten ab 
einer Ausreise des Fremden aufrecht. 
 

2. Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jede Person Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer 
Wohnung und ihres Briefverkehrs. 
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Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur 
statthaft, insoweit ein Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 
 

3. Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme, wie sie eine Ausweisung eines Fremden darstellt, 
kann ein ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. 
Art. 8 Abs. 1 EMRK vorliegen. Daher muss überprüft werden, ob die Ausweisung einen Eingriff und in weiterer 
Folge eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt: 
 

3.1. Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 
EMRK entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. Der Begriff des "Familienlebens" 
in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kernfamilie von Eltern und (minderjährigen) Kindern bzw. von 
verheirateten Ehegatten, sondern auch andere nahe verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen 
eine hinreichende Intensität für die Annahme einer familiären Beziehung iSd. Art. 8 EMRK erreichen. Der 
EGMR unterscheidet in seiner Rechtsprechung nicht zwischen einer ehelichen Familie (sog. "legitimate family" 
bzw. "famille légitime") oder einer unehelichen Familie ("illegitimate family" bzw. "famille naturelle"), sondern 
stellt auf das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens ab (siehe EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 
454; 18.12.1986, Johnston u.a., EuGRZ 1987, 313; 26.05.1994, Keegan, EuGRZ 1995, 113; 12.07.2001 [GK], 
K. u. T., Zl. 25702/94; 20.01.2009, Serife Yigit, Zl. 03976/05). Als Kriterien für die Beurteilung, ob eine 
Beziehung im Einzelfall einem Familienleben iSd. Art. 8 EMRK entspricht, kommen tatsächliche Anhaltspunkte 
in Frage, wie etwa das Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes, die Art und die Dauer der Beziehung sowie das 
Interesse und die Bindung der Partner aneinander, etwa durch gemeinsame Kinder, oder andere Umstände, wie 
etwa die Gewährung von Unterhaltsleistungen (EGMR 22.04.1997, X., Y. und Z., Zl. 21830/93; 22.12.2004, 
Merger u. Cros, Zl. 68864/01). So verlangt der EGMR auch das Vorliegen besonderer Elemente der 
Abhängigkeit, die über die übliche emotionale Bindung hinausgeht (siehe Grabenwarter, Europäische 
Menschenrechtskonvention3 [2008] 197 ff.). In der bisherigen Spruchpraxis des EGMR wurden als unter dem 
Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern 
(EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 
1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel 
bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 
7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse 
Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium 
einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der Europäischen Kommission für Menschenrechte auch für die 
Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 
215). 
 

Das Zusammenleben und die Bindung von Partnern, die auf einer gleichgeschlechtlichen Beziehung beruhen, 
fallen jedoch nicht unter den Begriff des Familienlebens iSd. Art. 8 EMRK (EGMR 10.05.2001, Mata Estevez, 
Zl. 56501/00). 
 

3.2. Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, Zl. B 328/07 und 
Zl. B 1150/07, dargelegt hat, sind die Behörden stets dazu verpflichtet, das öffentliche Interesse an der 
Aufenthaltsbeendigung gegen die persönlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Österreich 
am Maßstab des Art. 8 EMRK abzuwägen, wenn sie eine Ausweisung verfügt. In den zitierten Entscheidungen 
wurden vom VfGH auch unterschiedliche - in der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 
(EGMR) fallbezogen entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen 
Interessenabwägung zu beachten sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu führen können, dass Art. 8 
EMRK einer Ausweisung entgegen steht: 
 

die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknüpft wird (EGMR 31.01.2006, 
Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Zl. 50435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 16.09.2004, Ghiban, Zl. 
11103/03, NVwZ 2005, 1046), 
 

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., Zl. 9214/80, 9473/81, 
9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, Zl. 50963/99, ÖJZ 2003, 344; 22.04.1997, X, Y und Z, Zl. 
21830/93, ÖJZ 1998, 271) und dessen Intensität (EGMR 02.08.2001, Boultif, Zl. 54273/00), 
 

die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
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den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der 
Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der 
Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Adam, Zl. 43359/98, EuGRZ 
2002, 582; 09.10.2003, Slivenko, Zl. 48321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, Sisojeva, Zl. 60654/00, EuGRZ 
2006, 554; vgl. auch VwGH 05.07.2005, Zl. 2004/21/0124; 11.10.2005, Zl. 2002/21/0124), 
 

die Bindungen zum Heimatstaat, 
 

die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der 
öffentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, Zl. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, Zl. 61292/00), 
sowie 
 

auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres 
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (EGMR 24.11.1998, Mitchell, Zl. 40447/98; 05.09.2000, Solomon, 
Zl. 44328/98; 31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Zl. 50435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 
562; 31.07.2008, Omoregie ua., Zl. 265/07). 
 

3.3. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) sind die Staaten im 
Hinblick auf das internationale Recht und ihre vertraglichen Verpflichtungen befugt, die Einreise, den Aufenthalt 
und die Ausweisung von Fremden zu überwachen (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., Zl. 9214/80 ua, EuGRZ 
1985, 567; 21.10.1997, Boujlifa, Zl. 25404/94; 18.10.2006, Üner, Zl. 46410/99; 23.06.2008 [GK], Maslov, 
1638/03; 31.07.2008, Omoregie ua., Zl. 265/07). Die EMRK garantiert Ausländern kein Recht auf Einreise, 
Aufenthalt und Einbürgerung in einem bestimmten Staat (EGMR 02.08.2001, Boultif, Zl. 54273/00). 
 

In Ergänzung dazu verleiht weder die EMRK noch ihre Protokolle das Recht auf politisches Asyl (EGMR 
30.10.1991, Vilvarajah ua., Zl. 13163/87 ua.; 17.12.1996, Ahmed, Zl. 25964/94; 28.02.2008 [GK] Saadi, Zl. 
37201/06). 
 

Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs in die nach Art. 8 EMRK garantierten Rechte muss der Staat ein 
Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaffen, wobei er in beiden 
Fällen einen gewissen Ermessensspielraum hat. Art. 8 EMRK begründet keine generelle Verpflichtung für den 
Staat, Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und Familienzusammenführungen zuzulassen. Jedoch 
hängt in Fällen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung betreffen, die staatliche Verpflichtung, 
Familienangehörigen von ihm Staat Ansässigen Aufenthalt zu gewähren, von der jeweiligen Situation der 
Betroffenen und dem Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das Ausmaß des Eingriffs in das 
Familienleben, der Umfang der Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat 
unüberwindbare Hindernisse für das Familienleben bestehen, sowie ob Gründe der Einwanderungskontrolle oder 
Erwägungen zum Schutz der öffentlichen Ordnung für eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des 
Familienlebens im Gastland bereits bei dessen Begründung wegen des fremdenrechtlichen Status einer der 
betroffenen Personen ungewiss und dies den Familienmitgliedern bewusst, kann eine Ausweisung nur in 
Ausnahmefällen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bedeuten (EGMR 31.07.2008, Omoregie ua., Zl. 265/07, 
mwN). 
 

Die Ausweisung eines Fremden, dessen Aufenthalt lediglich auf Grund der Stellung von einem oder mehreren 
Asylanträgen oder Anträgen aus humanitären Gründen besteht, und der weder ein niedergelassener Migrant noch 
sonst zum Aufenthalt im Aufenthaltsstaat berechtigt ist, stellt in Abwägung zum berechtigten öffentlichen 
Interesse einer wirksamen Einwanderungskontrolle keinen unverhältnismäßigen Eingriff in das Privatleben 
dieses Fremden dar, wenn dessen diesbezüglichen Anträge abgelehnt werden, zumal der Aufenthaltsstatus eines 
solchen Fremden während der ganzen Zeit des Verfahrens als unsicher gilt (EGMR 08.04.2008, Nnyanzi, 
21878/06). 
 

4. Dem Bf. kommt ein nicht auf das AsylG 2005 gestütztes Aufenthaltsrecht nicht zu, das eine Ausweisung 
gemäß § 10 Abs. 2 Z 1 AsylG 2005 unzulässig machen würde. 
 

5. Da in der gegenständlichen Rechtssache durch die in Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides 
angeordnete Ausweisung aus dem österreichischen Bundesgebiet in den Herkunftsstaat ein Eingriff in das durch 
Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützte Recht auf Privatleben des Bf. vorliegt, war eine Interessenabwägung im Sinne 
des Art. 8 Abs. 2 EMRK durchzuführen. 
 

6. Wie die belangte Behörde im angefochtenen Bescheid zu Recht festgestellt hat, haben sich im Rahmen des 
durchgeführten Ermittlungsverfahrens keine Anhaltspunkte ergeben, die bei einer Interessenabwägung im Sinne 
des Art. 8 EMRK zur Annahme einer Verletzung des Privat- und Familienlebens und somit zu einer 
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Unzulässigkeit der Ausweisung in den Herkunftsstaat führen würden. Im Lichte der og. Judikatur des EGMR 
und des VfGH ist in der gegenständlichen Rechtssache der Eingriff in das Privat- und Familienleben durch die in 
Art. 8 Abs. 2 EMRK angeführten öffentlichen Interessen gerechtfertigt. 
 

Es sind auch unter Berücksichtigung der gegenständlichen Beschwerde keine maßgeblichen Anhaltspunkte 
dahingehend hervorgekommen, dass dem Recht auf Privat- und Familienleben des Bf. in Österreich im 
Verhältnis zu den legitimen öffentlichen Interessen an der Aufenthaltsbeendigung eine überwiegende und damit 
vorrangige Bedeutung zukommen würde. 
 

Der Bf. verfügt in Österreich lediglich über familiäre Anknüpfungspunkte zu seiner in Österreich lebenden 
Schwester und deren Ehemann. Die Ehegattin und der mj. Sohn des Bf. leben gemeinsam in Kuba. Auch der 
Umstand, dass der Bf. in Österreich bislang als Asylberechtigter über ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht verfügt 
hat und nach wie vor über ein aufrechtes Beschäftigungsverhältnis verfügt, reicht nicht aus, um der Fortführung 
des Privatlebens in Österreich gegenüber den betroffenen öffentlichen Interessen eine vorrangige Bedeutung 
einzuräumen, zumal dem Bf. mit der Aberkennung des Status des Asylberechtigten und der Nichtzuerkennung 
des Status des subsidiär Schutzberechtigten ein Aufenthaltsrecht in Österreich nicht mehr zukommt. 
 

Die Frage, ob die Ausweisung des Bf. aus Österreich in seinen Herkunftsstaat Kuba zulässig ist, ist hier nur in 
grundsätzlicher Hinsicht für den Fall des neuerlichen Aufenthalts des Bf. in Österreich zu klären (§ 10 Abs. 6 
AsylG 2005), zumal der Bf. bereits freiwillig und rechtmäßig in seinen Herkunftsstaat zurückgekehrt ist und dort 
nunmehr bei seiner Familie lebt. Im Hinblick darauf, dass in Österreich eine tatsächliche Familiengemeinschaft 
nicht besteht, ist ein Eingriff in das mit seiner Ehefrau und seinem mj. Sohn bestehende Familienleben gar nicht 
erst möglich. Vielmehr erscheint die Fortführung des gemeinsamen Familienlebens des Bf. mit seiner Ehefrau 
und seinem mj. Sohn in Kuba durchaus als möglich und zumutbar. 
 

Aus einer Gesamtschau und Abwägung dieser Umstände ist in der gegenständlichen Rechtssache ersichtlich, 
dass zum Entscheidungszeitpunkt die angeführten öffentlichen Interessen an der Einhaltung der die Einreise und 
den Aufenthalt von Fremden regelnden Vorschriften und der Aufrechterhaltung eines geordneten 
Fremdenwesens zum Zweck des Schutzes der öffentlichen Ordnung durch die Beendigung des Aufenthaltes in 
Österreich das Interesse des Bf. am Verbleib in Österreich im konkreten Fall überwiegen. 
 

7. Die in Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides angeordnete Ausweisung in den Herkunftsstaat stellt 
somit keinen unzulässigen Eingriff in eine gemäß Art. 3 oder Art. 8 EMRK geschützte Rechtsposition dar. Die 
belangte Behörde hat eine den oben angeführten Kriterien entsprechende Abwägung der betroffenen Interessen 
vorgenommen und ist zu Recht von einem Überwiegen des öffentlichen Interesses an der Aufenthaltsbeendigung 
im Verhältnis zu den betroffenen Interessen ausgegangen. Die Ausweisung erweist sich im Sinne des Art. 8 Abs. 
2 EMRK daher als gerechtfertigt und zulässig. 
 

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 
2005 als unbegründet abzuweisen. 
 

III.5. 
 

Aus den dargelegten Gründen war daher insgesamt spruchgemäß zu entscheiden. 


